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A. Problem 

Der Richtlinienvorschlag dient dem vorbeugenden Verbraucher-
schutz vor der Verwendung verdorbener, bebrüteter, verschmutz-
ter oder sonst ungeeigneter Eier zur Herstellung von Eiproduk-
ten. 

B. Lösung 

Regelungen insbesondere für die allgemeine und spezielle Her-
stellungshygiene bei Eiprodukten sowie der Anforderungen an 
deren mikrobielle und rückstandsmäßige Beschaffenheit. 

Der federführende Ausschuß empfiehlt dem Deutschen Bundes-
tag, in einer Entschließung den Kommissionsvorschlag zu begrü-
ßen und auf eine baldige Verabschiedung zu drängen. Einige mit 
besonderem Nachdruck anzustrebende und zum Teil über den 
Kommissionsvorschlag hinausgehende Regelungen sollen in An-
lehnung an die entsprechende Stellungnahme des Bundesrates 
ausdrücklich hervorgehoben werden. 

Mehrheitsbeschluß im Ausschuß bei einigen Stimmenthaltun-
gen 
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C. Alternativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN im federführenden Ausschuß empfiehlt 
eine Regelung, nach der nur frische Eier zur Lebensmittelzuberei-
tung verwandt werden dürfen. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt den anliegenden Richtlinien-Vorschlag. Eine 
solche Gemeinschaftsregelung ist dringend notwendig; sie sollte mit Nachdruck 
vorangebracht werden. Die Bundesregierung sollte sich insbesondere für eine 
Verabschiedung der Richtlinie unter deutschem Vorsitz im ersten Halbjahr 1988 
einsetzen. Die Beratungen der Richtlinie sollten Priorität haben. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung in Übereinstimmung mit 
der Stellungnahme des Bundesrates in seinem Beschluß vom 26. Juni 1987 (BR-
Drucksache 87/87) auf, mit Nachdruck darauf hinzuwirken, daß 

— die Richtlinie nicht nur auf den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
Eiprodukten Anwendung findet, sondern im Hinblick auf die Probleme der 
Überwachung und die Möglichkeiten mißbräuchlicher Handlungen auch auf 
den Handel innerhalb der Mitgliedstaaten, 

— die Genehmigung für die Vorbehandlung von Eiprodukten zu Lebensmittel-
zwecken im Vergleich zu den für Eiprodukte geltenden nationalen Rechtsvor-
schriften von erhöhten hygienischen Anforderungen abhängig gemacht 
wird, 

— es bei der Genehmigung der Vorbehandlung von Eiprodukten zu Lebensmit-
telzwecken verboten wird, in solchen Bet rieben „Industrieeier" vorzubehan-
deln, selbst wenn eine innerbetriebliche Trennung der Produktion gegeben 
sein sollte; auf diese Weise sollen Lebensmittelbetriebe und „Spezialbetriebe" 
scharf voneinander getrennt werden, 

— im Interesse eines wirksamen Verbraucherschutzes Toleranzgrenzen für die 
in Artikel 5 aufgeführten Stoffe unmittelbar in die Richtlinie aufgenommen 
werden und daß dabei die für Eier festgesetzten Toleranzgrenzen sowohl für 
Eier gelten müssen, die zum unmittelbaren Verzehr bestimmt sind wie auch 
für solche Eier, die zur Herstellung von Eiprodukten bestimmt sind. 

3. Im übrigen schließt sich der Deutsche Bundestag der Stellungnahme des Bun- 
desrates an. 

Bonn, den 14. Oktober 1987 

Der Ausschuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 

Frau Wilms-Kegel 

Vorsitzende 

Frau Dr. Götte 

Berichterstatterin 
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Anlage 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher 
Fragen bei der Herstellung und Vermarktung von Eiprodukten 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar-
tikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für das reibungslose Funktionieren des Gemeinsa-
men Marktes, insbesondere der gemeinsamen Markt-
organisation für Eier gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr. 2771/75 des Rates 1), zuletzt geändert durch die 
Verordnung 3768/85 2) und der gemeinsamen Han-
delsregelung für Eieralbumin und Milchalbumin ge-
mäß der Verordnung (EWG) Nr. 2783/75 des Rates 3), 
ist es von großer Bedeutung, daß die Vermarktung 
von Eiprodukten nicht mehr durch unterschiedliche 
Gesundheitsvorschriften der Mitgliedstaaten in die-
sem Bereich behindert wird. Durch eine Harmonisie-
rung dieser Vorschriften wird für eine einheitlichere 
Herstellungsweise und gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen gesorgt sowie dem Verbraucher ein Quali-
tätserzeugnis garantiert. 

Bei der Vermarktung stehen bestimmte Eiprodukte, 
die nicht unter Anhang II des Vertrages fallen, in en-
gem Zusammenhang mit Eiprodukten, die der ge-
meinsamen Marktorganisation unterliegen. Insofern 
sollte sich die Beseitigung von Wettbewerbsverzer-
rungen auf sämtliche Eiprodukte erstrecken. 

Zur Harmonisierung ist es erforderlich, Gesundheits-
vorschriften für die Erzeugung, Lagerung und Beför-
derung der Eiprodukte zu erlassen und insbesondere 
die Zulassung der Betriebe zu regeln. 

Ferner müssen die Gesundheitsanforderungen an die 
Eiprodukte festgelegt werden. 

1) ABl. Nr. L 282 vom 1. November 1975, S. 49 
2) ABl. Nr. L 362 vom 31. Dezember 1985, S. 8 
3) ABl. Nr. L 282 vom 1. November 1975, S. 104  

Die genannten Vorschriften haben in gleicher Weise 
für den innergemeinschaftlichen Handel und den 
Handel innerhalb der Mitgliedstaaten zu gelten. 

Der Hersteller hat grundsätzlich dafür zu sorgen, daß 
die Eiprodukte den Gesundheitsvorschriften dieser 
Richtlinie entsprechen. Die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten haben die Einhaltung der genannten 
Vorschriften durch den Hersteller zu überwachen. Die 
Überwachungsmodalitäten müssen den Notwendig-
keiten des Binnenmarktes gerecht werden. 

Zum Nachweis schädlicher Rückstände für die 
menschliche Gesundheit sind Stichprobenkontrollen 
durchzuführen. 

Die einheitliche Anwendung der Vorschriften dieser 
Richtlinie in allen Mitgliedstaaten ist auf Gemein-
schaftsebene zu überwachen. 

Im innergemeinschaftlichen Handel sollte es dem Ab-
sender, dem Empfänger oder ihrem Bevollmächtigten 
ermöglicht werden, im Streitfall mit den zuständigen 
Behörden des Bestimmungslandes das Gutachten ei-
nes Sachverständigen einzuholen. 

In einem Drittland hergestellte Eiprodukte, die inner-
halb der Gemeinschaft vermarktet werden sollen, 
dürfen nicht günstiger behandelt werden, als in dieser 
Richtlinie vorgesehen ist. Die Bet riebe der Drittländer 
sind nach einem Gemeinschaftsverfahren zu kontrol-
lieren. 

Die Kommission sollte bestimmte Durchführungsbe-
stimmungen zu dieser Richtlinie erlassen. Daher soll-
ten für den Ständigen Veterinärausschuß verschie-
dene Verfahren enger und wirksamer Zusammenar-
beit zwischen der Kommission und den Mitgliedstaa-
ten festgelegt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Diese Richtlinie enthält Gesundheitsvorschriften für 
die Herstellung und Vermarktung von Eiprodukten, 
die für die Weiterverarbeitung zu Nahrungsmitteln 
bestimmt sind. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 121 — 680 70 — E — Ge 118/87 — vom 
13. März 1987. 
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Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet: 

1. Eiprodukte: für den menschlichen Verzehr be-
stimmte ganze Eier sowie Eidotter, Eiweiß oder 
deren Mischung, von Hühnern, Enten, Gänsen, 
Truthühnern, Perlhühnern oder Wachteln stam-
mend, nach Entfernung von Schalen und Mem-
branen; andere Nahrungsmittel oder Zusätze 
können beigegeben werden, sofern die so herge-
stellten Eiprodukte mindestens 50 % natürliche 
Eibestandteile enthalten; die Eiprodukte können 
flüssig, konzentriert, getrocknet, kristallisiert, ge-
froren oder tiefgefroren sein; 

2. Erzeuger: Erzeuger von Eiern für den menschli-
chen Verzehr; 

3. Packstelle: Einrichtung im Sinne von A rtikel 1 Zif-
fer 7 der Verordnung (EWG) Nr. 2772/75 des Ra-
tes vom 29. Oktober 1975 über Vermarktungsnor-
men für Eier 1 ); 

4. Betrieb: zugelassener Bet rieb, in dem die Eipro-
dukte gewonnen werden; 

5. Behandlung: Wärmebehandlung der Eipro-
dukte; 

6. Knickeier: Eier mit vollständigen Schalen und un-
versehrten Membranen; 

7. Brucheier: Eier mit beschädigten Schalen wie 
Membranen und hierdurch freigelegtem Eiin-
halt; 

8. Partie: Menge der Eiprodukte, die unter den glei-
chen Bedingungen hergestellt und insbesondere 
in einem einzigen zusammenhängenden Arbeits-
gang behandelt wird; 

9. Sendung: Menge der Eiprodukte, die zur Weiter-
verarbeitung in der Nahrungsmittelindustrie zum 
selben Zeitpunkt an denselben Bestimmungsort 
verbracht werden soll; 

10. Herkunftsland: Mitgliedstaat, von dem aus die 
Eiprodukte in einen anderen Mitgliedstaat ver-
sandt werden; 

11. Bestimmungsland: Mitgliedstaat, in den die Ei-
produkte aus einem anderen Mitgliedstaat ver-
sandt werden; 

12. Abfüllen: Abfüllen der Eiprodukte in Behält-
nisse; 

13. Zuständige Behörde: Veterinärbehörde oder ent-
sprechende andere Stelle, der von dem betreffen-
den Mitgliedstaat die Überwachung der Einhal-
tung dieser Richtlinie übertragen wurde. 

14. Vermarktung: In Verkehrbringen der Eiprodukte 
im Sinne von Artikel 1 Nummer 5 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2772/75. 

1 ) ABl. Nr. L 282 vom 1. November 1975, S. 56 

Artikel 3 

1. Jeder Mitgliedstaat hat dafür zu sorgen, daß nur 
solche Eiprodukte hergestellt werden, die folgen-
den allgemeinen Bedingungen entsprechen: 

Die Eiprodukte müssen 

a) in einem Betrieb hergestellt worden sein, der 
gemäß Artikel G Absätze 1 und 2 sowie der Ka-
pitel I und II des Anhangs zugelassen wurde, 
und die Anforderungen dieser Richtlinie, insbe-
sondere des Artikels 5, erfüllen; 

b) unter befriedigenden hygienischen Bedingun-
gen gemäß den Kapiteln III und V des Anhangs 
aus Eiern hergestellt worden sein, die die Anfor-
derungen des Kapitels IV des Anhangs erfül-
len; 

c) einer Behandlung gemäß Kapitel V Ziffer 7 des 
Anhangs unterzogen worden sein; jedoch 

— können andere Behandlungen mit vergleich-
barer Wirkung nach dem Verfahren des Arti-
kels 14 zugelassen werden; 

— kann die zuständige Behörde der Mitglied-
staaten, wenn dies aus technologischen 
Gründen im Zusammenhang mit den aus 
den Eiprodukten herzustellenden Nahrungs-
mitteln erforderlich ist, von der Verpflich-
tung zur Behandlung absehen; in diesem 
Fall sind die Eiprodukte so bald wie möglich 
in dem betreffenden Mitgliedstaat zu verar-
beiten; 

— kann die zuständige Behörde von der Ver-
pflichtung zur Behandlung absehen, wenn 
die Eiprodukte im Bet rieb ihrer Gewinnung 
unverzüglich zu anderen Nahrungsmitteln 
weiterverarbeitet werden. 

d) die in Kapitel VI des Anhangs festgelegten An-
forderungen an das Endprodukt erfüllen; 

e) gemäß Kapitel VII des Anhangs einer Gesund-
heitskontrolle unterzogen worden sein; 

f) nach Kapitel VIII des Anhangs in angemessener 
Weise in ein Behältnis abgefüllt sein; 

g) nach Kapiteln IX und X des Anhangs in hygie-
nisch einwandfreier Weise gelagert und beför-
dert werden; 

h) mit der Genußtauglichkeitskennzeichnung 
nach Kapitel XI des Anhangs versehen sein. 

Artikel 4 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten ha-
ben dafür zu sorgen, daß der Hersteller von Eiproduk-
ten alle erforderlichen Maßnahmen trifft, um den Vor-
schriften dieser Richtlinie nachzukommen. 

Sie gewährleisten insbesondere, daß 

— Proben für eine Laboruntersuchung entnommen 
werden, um die Einhaltung der in Kapitel VI des 
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Anhangs festgelegten Anforderungen an das End-
produkt zu überprüfen; 

— die Temperaturen, bei denen die Eiprodukte be-
fördert und eingelagert werden müssen, sowie der 
Zeitraum, in dem so ihre Konservierung gewährlei-
stet ist, festgelegt werden; 

— die Ergebnisse der verschiedenen Verarbeitungs-
kontrollen aufgezeichnet und zur Vorlage an die 
zuständige Behörde zwei Jahre lang aufbewahrt 
werden; 

— jede Partie mit einer Partienummer versehen wird, 
anhand deren Datum und Uhrzeit der Erzeugung 
und insbesondere der Behandlung festzustellen 
sind; diese Partienummer muß im Wärmeprotokoll 
des Behandlungsverfahrens und in der Genuß-
tauglichkeitskennzeichnung nach Kapitel XI an-
gegeben sein. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten gewährleisten, daß an Eiern 
und Eiprodukten Stichprobenkontrollen durchge-
führt werden, um alle Rückstände von Stoffen mit 
pharmakologischer oder hormonaler Wirkung so-
wie von Antibiotika, Schädlingsbekämpfungsmit-
teln, Reinigungsmitteln und anderen Stoffen, die 
schädlich sind oder den Genuß der Eiprodukte für 
die menschliche Gesundheit gefährlich oder 
schädlich machen könnten, nachzuweisen, soweit 
diese Rückstände die zulässigen Toleranzgrenzen 
gemäß Absatz 4 überschreiten. 

2. Falls die untersuchten Eiprodukte Spuren von 
Rückständen zeigen, die die zulässigen Toleranzen 
überschreiten, müssen sie von der Vermarktung 
ausgeschlossen werden; 

3. Die Untersuchungen auf Rückstände müssen nach 
erprobten, wissenschaftlich anerkannten Metho-
den durchgeführt werden; 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 14 legt die Korn-
mission folgendes fest: 

— die ausführlichen Vorschriften für die Kontrol-
len, 

— die für die Rückstände zulässigen Toleranz-
grenzen, 

— die Häufigkeit der Probenahmen. 

5. Nach dem Verfahren des Artikels 15 legt die Korn-
mission folgendes fest: 

— die Bezugsmethoden zur Beurteilung der Er-
gebnisse der Untersuchungen auf Rückstände, 

— das Verzeichnis der Referenzlaboratorien in der 
Gemeinschaft. 

Artikel 6 

1. Jeder Mitgliedstaat stellt ein Verzeichnis der Be-
triebe auf, die er zugelassen hat und denen eine 

Veterinärkontrollnummer erteilt wurde. Er über-
mittelt dieses Verzeichnis den übrigen Mitglied-
staaten und der Kommission. 

2. Die Inspektion und Überwachung der zugelasse-
nen Betriebe erfolgt regelmäßig unter der Verant-
wortung der zuständigen Behörde, die jederzeit 
freien Zugang zu allen Teilen des jewei ligen Be-
triebs haben muß, um sich von der Einhaltung die-
ser Richtlinie vergewissern zu können. Zeigen 
diese Inspektionen, daß nicht alle Anforderungen 
dieser Richtlinie erfüllt sind, so trifft die zuständige 
Behörde geeignete Maßnahmen. 

Artikel 3 

1. Die Sachverständigen der Kommission und der 
Mitgliedstaaten können, soweit dies für die ein-
heitliche Anwendung dieser Richtlinie erforderlich 
ist, Kontrollen an  Ort und Stelle durchführen und 
dabei überprüfen, ob sich die zugelassenen Be-
triebe tatsächlich an die Vorschriften dieser Richt-
linie, insbesondere des Anhangs, halten. Die Korn-
mission unterrichtet die Mitgliedstaaten über das 
Ergebnis der durchgeführten Kontrollen. 

Der Mitgliedstaat, auf dessen Hoheitsgebiet eine 
Kontrolle vorgenommen wird, gewährt den Sach-
verständigen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben jede 
erforderliche Unterstützung. 

Die allgemeinen Durchführungsvorschriften zu 
diesem Artikel werden nach dem Verfahren des 
Artikels 14 erlassen. 

2. Der jeweilige Mitgliedstaat trifft alle erforderlichen 
Maßnahmen, um dem Ergebnis der in Absatz 1 
genannten Kontrolle Rechnung zu tragen. Unter-
bleiben solche Maßnahmen, so kann die Kommis-
sion nach dem Verfahren des Artikels 13 die Ver-
marktung der Eiprodukte aus dem Bet rieb, der die 
Anforderungen dieser Richtlinie nicht mehr erfüllt, 
untersagen. 

Artikel 8 

1. Unbeschadet der Artikel 6 und 7 kann im innerge-
meinschaftlichen Handel mit Eiprodukten das Be-
stimmungsland bei schwerwiegendem Verdacht 
auf Unregelmäßigkeiten nicht diskriminierende 
Kontrollen durchführen, um zu überprüfen, ob eine 
Sendung von Eiprodukten den Vorschriften dieser 
Richtlinie entspricht. 

2. Die in Absatz 1 genannten Kontrollen werden am 
Bestimmungsort oder einem anderen geeigneten 
Ort durchgeführt, sofern dessen Wahl die Weiter-
leitung der Waren nicht mehr als notwendig behin-
dert. Die Kontrollen können nicht anläßlich oder 
aufgrund des Überschreitens von Binnengrenzen 
der Gemeinschaft durchgeführt werden. 

Die Kontrollen dürfen nicht zu übermäßigen Verzö-
gerungen bei der Vermarktung der Eiprodukte 
oder zu Verzögerungen führen, durch die die Qua-
lität der Waren beeinträchtigt werden könnte. 
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3. Wird bei einer Kontrolle nach den Absätzen 1 und 2 
festgestellt, daß die Eiprodukte dieser Richtlinie 
nicht entsprechen, so kann die zuständige Behörde 
dem Absender, dem Empfänger oder ihren Bevoll-
mächtigten die Wahl lassen, ob die Sendung aus 
dem Handel genommen und einer erneuten Be-
handlung unterzogen oder aber einer anderen Ver-
wendung zugeführt werden soll, sofern dem keine 
gesundheitlichen Bedenken entgegenstehen; an-
sonsten werden die Eiprodukte gegebenenfalls be-
seitigt. In jedem Fall sind von der zuständigen Be-
hörde Sicherheitsmaßnahmen zu treffen, um die 
mißbräuchliche Verwendung solcher Eiprodukte 
zu verhindern. 

4. a) Entscheidungen dieser Art sind dem Absender, 
dem Empfänger oder ihren Bevollmächtigten 
mitzuteilen und zu begründen. Auf Antrag müs-
sen diese mit Gründen versehenen Entschei-
dungen unverzüglich schriftlich mitgeteilt wer-
den; ihnen muß eine Belehrung darüber beige-
fügt sein, welche Rechtsmittel oder Rechtsbe-
helfe das geltende Recht vorsieht, und in wel-
cher Form und innerhalb welcher Frist sie ein-
gelegt werden müssen. Die dem Absender, dem 
Empfänger oder ihren Bevollmächtigten zur 
Verfügung stehenden Rechtsmittel oder Rechts-
behelfe bleiben von dieser Richtlinie unbe-
rührt. 

b) Entscheidungen, die auf einer besonders 
schwerwiegenden Gefährdung der menschli-
chen Gesundheit beruhen, sind unverzüglich 
der Kommission oder gegebenenfalls der zu-
ständigen Behörde des Herkunftslandes mitzu-
teilen. 

c) Im Anschluß an diese Mitteilung können nach 
dem Verfahren des Artikels 13 geeignete Maß-
nahmen getroffen werden, um insbesondere die 
in den anderen Mitgliedstaaten bezüglich der 
betreffenden Eiprodukte getroffenen Maßnah-
men aufeinander abzustimmen. 

5. Jeder Mitgliedstaat räumt den Absendern von Ei-
produkten, die aufgrund einer Kontrolle nach Ab-
satz 1 nicht vermarktet werden dürfen, das Recht 
ein, das Gutachten eines Sachverständigen einzu-
holen. 

Der Sachverständige muß die Staatsangehörigkeit 
eines anderen Mitgliedstaats als des Herkunftslan-
des oder des Bestimmungslandes besitzen. 

Die Kommission stellt auf Vorschlag der Mitglied-
staaten eine Liste derjenigen Sachverständigen 
auf, die mit der Erstellung derartiger Gutachten 
betraut werden können. Sie erläßt nach dem Ver-
fahren des Artikels 14 die Durchführungsvorschrif-
ten zu diesem Absatz. 

Artikel 9 

Gelangt ein Mitgliedstaat aufgrund einer Kontrolle 
gemäß Artikel 8 zu der Überzeugung, daß die Vor-
schriften dieser Richtlinie von dem Betrieb eines an-
deren Mitgliedstaats nicht mehr eingehalten werden,  

so unterrichtet er hiervon die zuständige Zentralbe-
hörde des betreffenden Staates. Diese trifft alle erfor-
derlichen Maßnahmen und setzt die zuständige Zen-
tralbehörde des erstgenannten Mitgliedstaats von den 
getroffenen Entscheidungen sowie deren Begrün-
dung in Kenntnis. 

Befürchtet der erstere Mitgliedstaat, daß die ge-
nannten Maßnahmen nicht getroffen worden sind 
oder nicht ausreichen, so bemühen sich beide Mit-
gliedstaaten gemeinsam um Möglichkeiten der Ab-
hilfe, gegebenenfalls durch einen Besuch an Ort und 
Stelle. 

Die betreffenden Mitgliedstaaten setzen die Kom-
mission von den Streitfällen und ihrer Beilegung in 
Kenntnis. 

Können sich die beteiligten Mitgliedstaaten nicht 
einigen, so schaltet einer von diesen innerhalb ange-
messener Frist die Kommission ein, die einen oder 
mehrere Sachverständige mit einem Gutachten be-
auftragt. 

Bis zu vorgenanntem Gutachten verstärkt das Her-
kunftsland die Untersuchungen der Eiprodukte, die 
aus dem betreffenden Betrieb stammen. Auf Antrag 
des Bestimmungslandes entsendet die Kommission 
unverzüglich einen Sachverständigen in diesen Be-
trieb , um geeignete vorläufige Schutzmaßnahmen 
vorzuschlagen. 

Aufgrund des in Absatz 4 genannten Gutachtens 
oder der Kontrolle gemäß Ar tikel 7 Absatz 1 können 
die Mitgliedstaaten nach dem Verfahren des Arti-
kels 13 ermächtigt werden, vorübergehend das Ver-
bringen von Eiprodukten, die aus dem betreffenden 
Betrieb stammen, in ihr Hoheitsgebiet zu untersa-
gen. 

Die genannte Ermächtigung kann aufgrund eines 
neuen Gutachtens eines oder mehrerer Sachverstän-
diger nach dem Verfahren des Artikels 13 widerrufen 
werden. 

Die Sachverständigen müssen die Staatsangehörig-
keit eines anderen als der am Streitfall beteiligten Mit-
gliedstaaten besitzen. 

Die Durchführungsvorschriften zu diesem Ar tikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 14 erlas-
sen. 

Artikel 10 

Änderungen an den Anhängen dieser Richtlinie 
werden nach dem Verfahren des Artikels 14 beschlos-
sen. 

Artikel 11 

1. Die einzelstaatlichen Vorschriften über die Einfuhr 
von Eiprodukten aus Drittländern dürfen nicht 
günstiger sein als die Bestimmungen im innerge-
meinschaftlichen Handel. 
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2) In diesem Zusammenhang führen Sachverständige 
der Mitgliedstaaten und der Kommission Kontrol-
len an Ort und Stelle durch. Die für die Kontrollen 
zuständigen Sachverständigen der Mitgliedstaaten 
werden von der Kommission auf Vorschlag der Mit-
gliedstaaten benannt. Die Kontrollen werden im 
Namen und für Rechnung der Gemeinschaft 
durchgeführt. 

4. Nach dem Verfahren des Artikels 15 wird ein Ver-
zeichnis der Betriebe erstellt, die die Bedingungen 
des Anhangs erfüllen. 

5. Die den Erzeugnissen bei der Einfuhr beiliegende 
Genußtauglichkeitsbescheinigung sowie Ausse-
hen und Beschaffenheit der Genußtauglichkeits-
kennzeichnung werden nach dem Verfahren des 
Artikels 14 festgelegt. 

Artikel 12 
Unbeschadet der geltenden Gemeinschaftsvor-

schriften über die für die Verwendung in Nahrungs-
mitteln zugelassenen Zusätze unterliegt die Verwen-
dung von Zusätzen in Eiprodukten weiterhin den ein-
zelstaatlichen Rechtsvorschriften und Durchfüh-
rungsbestimmungen. 

Artikel 13 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfah-
ren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats 
unverzüglich den durch Ratsbeschluß vom 15. Ok-
tober 1968 eingesetzten Ständigen Veterinäraus-
schuß, nachstehend „Ausschuß" genannt. 

2. Die Stimmen der Mitgliedstaaten in diesem Aus-
schuß werden nach Artikel 148 Abs. 2 des Ver-
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu ergreifenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt binnen zwei Tagen zu diesen 
Maßnahmen Stellung. Die Stellungnahme kommt 
mit einer Mehrheit von 54 Stimmen zustande. 

4. Die Kommission erläßt die Maßnahmen und wen-
det sie sofort an, wenn sie der Stellungnahme des 
Ausschusses entsprechen. Entsprechen sie der 
Stellungnahme des Ausschusses nicht oder ist 
keine Stellungnahme ergangen, so schlägt die 
Kommission dem Rat alsbald die zu treffenden 
Maßnahmen vor. Der Rat erläßt die Maßnahmen 
mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von 15 Werkta-
gen nach Unterbreitung des Vorschlags keine 
Maßnahmen getroffen, so erläßt die Kommission 
die vorgeschlagenen Maßnahmen und wendet sie 
sofort an. 

Geschehen zu Brüssel am 9. Februar 1987 

Im Namen des Rates  

Artikel 14 

Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfah-
ren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats 
unverzüglich den Ausschuß. 

2. Die Stimmen der Mitgliedstaaten in diesem Aus-
schuß werden nach Artikel 148 Abs. 2 des Ver-
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu ergreifenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen binnen ei-
ner Frist Stellung, die der Vorsitzende je nach 
Dringlichkeit der zu prüfenden Frage festlegt. Die 
Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit von 
54 Stimmen zustande. 

4. Die Kommission erläßt die Maßnahmen und wen-
det sie sofort an, wenn sie der Stellungnahme des 
Ausschusses entsprechen. Entsprechen sie der 
Stellungnahme des Ausschusses nicht oder ist 
keine Stellungnahme ergangen, so schlägt die 
Kommission dem Rat alsbald die zu treffenden 
Maßnahmen vor. Der Rat erläßt die Maßnahmen 
mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Mona-
ten nach Unterbreitung des Vorschlags keine Maß-
nahmen getroffen, so erläßt die Kommission die 
vorgeschlagenen Maßnahmen und wendet sie so-
fort an. 

Artikel 15 

Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfah-
ren Bezug genommen, so berät der Ausschuß auf-
grund der von der Kommission unterbreiteten An-
träge auf Abgabe einer Stellungnahme. Die Kommis-
sion, die um Abgabe der Stellungnahme des Aus-
schusses nachsucht, kann die Frist festsetzen, inner-
halb deren die Stellungnahme abzugeben ist. 

Am Schluß der Beratungen des Ausschusses findet 
keine Abstimmung statt. Jedes Ausschußmitglied 
kann jedoch verlangen, daß sein Standpunkt im Pro-
tokoll festgehalten wird. 

Artikel 16 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie spätestens bis zum 1. Januar 1988 nachzu-
kommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich da-
von in Kenntnis. 

Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/976 

Anhang 

KAPITEL I 

Allgemeine Bedingungen für die Zulassung 
der Betriebe 

Die Betriebe müssen mindestens über folgendes ver-
fugen: 

1. In den Räumen, in denen die Eiprodukte herge-
stellt oder gelagert werden: 

a) Fußböden aus leicht zu reinigendem und zu des-
infizierendem Mate rial, die so beschaffen sein 
müssen, daß Flüssigkeiten leicht ablaufen kön-
nen; 

b) glatte, feste, undurchlässige Wände, die in den 
Räumen, in denen die Eiprodukte bearbeitet 
werden, bis zu einer Höhe von mindestens zwei 
Metern mit einem hellen, abwaschbaren Belag 
oder Anstrich versehen sind; Ecken und Kanten 
auf Bodenhöhe müssen so beschaffen sein, daß 
sie leicht zu reinigen sind; 

c) Türen aus verschleiß- und korrosionsbeständi-
gem Material; Holztüren müssen beidseitig eine 
glatte, undurchlässige Verkleidung aufweisen; 

d) Decken, die leicht zu reinigen und so gebaut 
und ausgeführt sind, daß sie die Ansammlung 
von Schmutz, die Schimmelbildung, das mögli-
che Abblättern der Farbe und die Kondensie-
rung von Wasserdampf verhindern; 

e) ausreichende Vorrichtungen zur Be- und Entlüf-
tung und gegebenenfalls zur gründlichen Ent-
nebelung; 

f) ausreichende natürliche oder künstliche Be-
leuchtung; 

g) in größtmöglicher Nähe des Arbeitsplatzes in 
ausreichender Anzahl Einrichtungen zur Reini-
gung und Desinfektion der Hände und zur Rei-
nigung der Arbeitsgeräte mit heißem Wasser. 
Die entsprechenden Hähne dürfen sich nicht 
von Hand bedienen lassen. Die Einrichtungen 
zum Waschen der Hände müssen fließendes 
warmes und kaltes bzw. auf eine angemessene 
Temperatur vorgemischtes Wasser liefern und 
mit Reinigungs- und Desinfektionsmitteln sowie 
Wegwerfhandtüchern ausgestattet sein; 

2. eine ausreichende Anzahl von Umkleideräumen 
mit glatten, undurchlässigen, abwaschbaren Wän-
den, Wasch- und Duschgelegenheiten sowie Toi-
letten mit Wasserspülung. Letztere dürfen keinen 
direkten Zugang zu den Arbeitsräumen haben; die 
Waschgelegenheiten müssen fließendes warmes 
und kaltes bzw. auf eine angemessene Temperatur 
vorgemischtes Wasser liefern und mit Einrichtun-
gen zum Reinigen und Desinfizieren der Hände 
sowie Wegwerfhandtüchern ausgestattet sein; die 
entsprechenden Hähne dürfen sich nicht von Hand 
bedienen lassen. Waschgelegenheiten dieser Art 
müssen in ausreichender Anzahl in der Nähe der 
Toiletten vorhanden sein; 

3. besondere Standplätze und ausreichende Einrich-
tungen zum Reinigen und Desinfizieren der Behält-
nisse und Tanks; diese Standplätze und Einrich-
tungen sind jedoch nicht erforderlich, fa lls vorge-
schrieben ist, daß das Reinigen und Desinfizieren 
der Behältnisse und Tanks in anderen Anlagen in 
der Nähe des Betriebs durchgeführt wird; 

4. eine Anlage zur Wasserversorgung, die aus-
schließlich Trinkwasser gemäß der Richtlinie 
80/778/EWG (1) des Rates vom 15. Juli 1980 über 
die Qualität von Wasser für den menschlichen Ge-
brauch 1 ) liefert; 

Zur Erzeugung von Dampf, zur Brandbekämpfung 
und zu Kühlzwecken in Kühleinrichtungen ist je-
doch Wasser zulässig, das Trinkwassereigenschaf-
ten nicht besitzt; in diesem Fall dürfen die dafür 
gelegten Leitungen eine anderweitige Verwen-
dung des Wassers nicht zulassen und muß eine 
Kontamination der Eiprodukte ausgeschlossen 
sein. Der Wasserdampf ebenso wie das betreffende 
Wasser dürfen weder mit den Eiprodukten in un-
mittelbare Berührung kommen noch zum Reinigen 
und Desinfizieren von Behältnissen, Anlagen und 
Arbeitsgerät, die mit den Eiprodukten in Berüh-
rung kommen, verwendet werden. Die Leitungen 
für Wasser, das Trinkwassereigenschaften nicht 
besitzt, müssen sich von den Trinkwasserleitungen 
deutlich unterscheiden; 

5. geeignete Vorkehrungen zum Schutz gegen Unge-
ziefer (Insekten und Nagetiere usw.); 

6. Geräte, Leitungen und Gegenstände, die mit den 
Eiprodukten in Berührung kommen, bzw. ihre 
Oberflächen müssen aus Mate rial bestehen, das 
glatt, korrosionsbeständig, leicht zu reinigen und 
zu desinfizieren ist und das an die Eiprodukte keine 
Stoffe in einer Menge abgibt, die die menschliche 
Gesundheit gefährden, die Zusammensetzung der 
Eiprodukte verändern oder ihre organoleptischen 
Eigenschaften beeinträchtigen kann. 

KAPITEL II 

Besondere Bedingungen für die Zulassung 
der Betriebe 

Über die allgemeinen Bedingungen des Kapitels I 
hinaus müssen die Bet riebe mindestens über folgen-
des verfügen: 

1. Geeignete und ausreichend große Räume zur ge-
trennten Lagerung der Eier und der fertigen Ei-
produkte, erforderlichenfalls ausgestattet mit 
Kühlanlagen, die eine angemessene Temperatur 
der Eier und der Eiprodukte gewährleisten; die 
Einrichtungen für die Kühllagerung müssen mit 
einem Registrierthermometer bzw. -fernthermo-
meter ausgerüstet sein; 

1 ) ABl. Nr. L 229 vom 30. August 1980, S. 11 
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2. Einrichtungen zum Waschen und Desinfizieren 
verschmutzter Eier; nach dem Verfahren des Arti-
kels 14 ist ein Verzeichnis der Erzeugnisse auf zu-
stellen, mit denen die Desinfektion durchgeführt 
werden darf; 

3. erforderlichenfalls geeignete Geräte zum Durch-
leuchten der Eier; 

4. einen Raum mit hygienisch einwandfreien Vor-
richtungen zum Aufbrechen der Eier, zur Gewin-
nung des Eiinhalts und für die weiteren Arbeits-
vorgänge; 

5. geeignete Anlagen zur innerbetrieblichen Beför-
derung des Eiinhalts; 

6. in den in dieser Richtlinie genannten Fällen von 
der zuständigen Behörde zugelassene Anlagen 
für die Behandlung der Eiprodukte, die minde-
stens ausgestattet sind mit 

a) einer automatischen Temperaturkontrolle 
und 

b) einem Registrierthermometer; 

7. einen Raum für die Lagerung von Zutaten; 

8. bei der Abfüllung in Einwegbehältnisse einen ge-
sonderten Platz für deren Lagerung sowie für die 
Lagerung der Ausgangsmaterialien zur Herstel-
lung dieser Behältnisse; 

bei der Abfüllung in Mehrwegbehältnisse einen 
gesonderten Platz für deren Lagerung sowie eine 
Einrichtung für die mechanische Reinigung und 
Desinfektion dieser Behältnisse; 

9. Vorkehrungen für das sofortige Entfernen und die 
getrennte Lagerung der leeren Eierschalen sowie 
von Eiern und Eiprodukten, die für den menschli-
chen Verzehr ungeeignet sind; 

10. geeignete Anlagen zum Verpacken der Eipro-
dukte; 

11. der Betrieb muß über ein eigenes Labor verfügen 
oder sich die Dienstleistungen eines Labors si-
chern, das mit den erforderlichen Geräten und 
Einrichtungen ausgestattet ist, um die in dieser 
Richtlinie vorgeschriebenen Untersuchungen der 
Grunderzeugnisse und Eiprodukte vornehmen zu 
können; 

12. erforderlichenfalls Anlagen zum Auftauen gefro-
rener Eiprodukte, die in einem zugelassenen Be-
trieb behandelt und weiteren Arbeitsvorgängen 
unterzogen werden sollen. 

KAPITEL III 

Hygienevorschriften für Personal, Räume, 
Einrichtungsgegenstände und Arbeitsgeräte 

in den Betrieben 

Personal, Räume, Einrichtungsgegenstände und Ar

-

beitsgeräte müssen ständig einwandfrei sauber sein. 

1. Personen, die Eier und Eiprodukte behandeln oder 
mit ihnen umgehen, haben insbesondere saubere 
Arbeitskleidung und Kopfbedeckung zu tragen; 

sie müssen saubere Hände haben; in den Arbeits-
und Lagerräumen für Eier und Eierprodukte darf 
kein Tabak verwendet, nicht gegessen, nicht ge-
spuckt und nicht gekaut werden; 

2. Tiere sind von dem Betrieb fernzuhalten; Nage-
tiere, Insekten und anderes Ungeziefer sind syste-
matisch zu bekämpfen; 

3. Räume, Einrichtungsgegenstände und Arbeitsge-
räte, die bei der Arbeit mit Eiprodukten verwendet 
werden, sind sauber und in einwandfreiem Zu-
stand zu halten. Sie sind mehrmals im Laufe eines 
Arbeitstages, am Ende der Tagesarbeit sowie bei 
Verunreinigung vor der Wiederverwendung sorg-
fältig zu reinigen und zu desinfizieren; geschlos-
sene Rohrleitungssysteme für die Beförderung von 
Eiprodukten müssen mit geeigneten Reinigungs-
vorrichtungen ausgestattet sein, die die Reinigung 
und Desinfektion aller Leitungsteile gewährlei-
sten; nach der Reinigung und Desinfektion müssen 
die Leitungen mit Trinkwasser gespült werden; 

4. die Räume, Einrichtungsgegenstände und Arbeits-
geräte dürfen nur zur Herstellung von Eiprodukten 
benutzt werden, es sei denn, die zuständige Be-
hörde hat die gleichzeitig oder zu verschiedenen 
Zeitpunkten stattfindende Bearbeitung anderer 
Nahrungsmittel genehmigt und es werden alle ge-
eigneten Maßnahmen getroffen, um die Kontami-
nation oder Beeinträchtigung der Eiprodukte zu 
verhindern; die unter diese Richtlinie fa llenden 
Eiprodukte müssen von Eiprodukten, die nicht für 
den menschlichen Verzehr bestimmt sind, völlig 
getrennt hergestellt werden. 

5. für alle Verwendungszwecke ist Trinkwasser zu 
benutzen; für die Erzeugung von Dampf ist jedoch 
die Verwendung von Wasser, das Trinkwasserei-
genschaften nicht besitzt, ausnahmsweise unter 
der Bedingung erlaubt, daß die hierfür gelegten 
Leitungen eine anderweitige Verwendung des 
Wassers nicht zulassen und eine Kontamination der 
Eier und Eiprodukte ausschließen; ferner ist aus-
nahmsweise die Verwendung von Wasser, das 
Trinkwassereigenschaften nicht besitzt, zur Küh-
lung der Kühlmaschinen zulässig; die Leitungen 
für das Wasser, das Trinkwassereigenschaf ten 
nicht besitzt, müssen sich von den Trinkwasserlei-
tungen deutlich unterscheiden; 

6. Reinigungs- und Desinfektionsmittel sowie ähnli-
che Stoffe sind so zu verwenden, daß sie sich nicht 
nachteilig auf die Arbeits- und Einrichtungsgegen-
stände oder die Eiprodukte auswirken; anschlie-
ßend müssen die Arbeits- und Einrichtungsgegen-
stände gründlich mit Trinkwasser gespült wer-
den; 

7. Personen, die eine Kontaminierung, insbesondere 
durch Krankheitskeime, verursachen können, dür-
fen mit den Eier und Eiprodukten nicht arbeiten 
oder in Berührung kommen; 

8. alle Personen, die bei ihrer Tätigkeit mit Eiern oder 
Eiprodukten in Berührung kommen, haben durch 
ein ärztliches Gesundheitszeugnis nachzuweisen, 
daß ihrer Tätigkeit nichts entgegensteht; das Ge-
sundheitszeugnis ist jedes Jahr zu erneuern, es sei 
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denn, daß nach dem Verfahren des Artikels 14 eine  
andere, gleichwertige Regelung für die ärztliche  
Kontrolle des Personals anerkannt wird.  

KAPITEL IV  

Vorschriften für Eier, die zur Herstellung  
von Eiprodukten verwendet werden sollen  

1. Die zur Herstellung von Eiprodukten bestimmten  
Eier müssen in Mate rial verpackt sein, das keine  
für die menschliche Gesundheit schädlichen Stoffe  
abgibt; Verpackungen, die erneut verwendet wer-
den sollen, müssen aus Mate rial bestehen, das  
leicht zu reinigen ist; auf regelmäßige Reinigung  
und einwandfreien Zustand ist zu achten.  

2. a) Für die Herstellung von Eiprodukten dürfen nur  
nicht angebrütete, für den menschlichen Ver-
zehr geeignete Eier verwendet werden; ihre  
Schale muß voll entwickelt sein und darf keine  
Beschädigungen aufweisen;  

b) abweichend von Buchstabe a) können Knick-
eier für die Herstellung von Eiprodukten ver-
wendet werden, sofern sie von den Packstellen  
oder den Erzeugern direkt an einen zugelasse-
nen Betrieb geliefert und so schnell wie möglich  
aufgeschlagen werden;  

c) abweichend von Buchstabe a) können Eier, die  
versehentlich beim Erzeuger oder bei der Pack-
stelle aufgeschlagen worden sind, für die Her-
stellung von Eiprodukten verwendet werden;  
der Eiinhalt muß in diesem Fall unter besten  
hygienischen Bedingungen gewonnen werden,  
wobei insbesondere folgendes gilt:  

— der Eiinhalt muß sofort nach dem versehent-
lichen Aufschlagen von der Schale getrennt  
werden;  

— die Behältnisse für die Eiinhalte müssen aus  
korrosionsfestem Material bestehen, ver-
schließbar sein und vor dem Einfüllen gerei-
nigt, desinfiziert und gespült werden;  

— die Eiinhalte müssen sofort nach der Gewin-
nung tiefgefroren werden;  

— sie sind in einen gemäß dieser Richtlinie zu-
gelassenen Bet rieb zu verbringen;  

— sie müssen in einem zugelassenen Bet rieb  
behandelt werden.  

3. Eier und Eiprodukte, die für den menschlichen  
Verzehr ungeeignet sind, müssen ausgesondert  
und so ungenießbar gemacht werden, daß sie für  
Ernährungszwecke nicht mehr verwendet werden  
können ; sie sind sofort in den Raum gemäß Kapi-
tel II Ziffer 9 zu verbringen.  

Für das Ungenießbarmachen der Eiprodukte gel- 
ten die Bestimmungen der Verordnung (EWG)  
Nr. 2696/77 der Kommission vom 7. Dezember  

1977 zur Festlegung der Voraussetzungen für die  
Zulassung von Waren zu den Tarifstellen  
04.05 B II, ex 11.04 B I, 11.04 C I, 25.01 H II a) und  
35.02 A I des gemeinsamen Zolltarifs  1 ).  

KAPITEL V  

Besondere Hygienevorschriften die Herstellung  
von Eiprodukten  

Alle Arbeitsvorgänge sind so auszuführen, daß wäh-
rend der Herstellung, innerbetrieblichen Beförderung 
und Lagerung der Eiprodukte nachteilige Einwirkun-
gen vermieden werden. Insbesondere muß folgendes 
gewährleistet sein: 

1. Eier und Eiprodukte, die in einem zugelassenen 
Betrieb einer Behandlung unterzogen werden sol-
len, sind sofort nach ihrer Ankunft und bis zu ihrer 
Verarbeitung in den Räumen gemäß Kapitel II 

 Ziffer 1 aufzubewahren; die Innentemperatur die-
ser Räume muß gewährleisten, daß die Eier und 
Eiprodukte nicht beeinträchtigt werden; Tablette 
mit Frischeiern dürfen nicht unmittelbar auf den 
Boden gestellt werden; 

2. das Auspacken und gegebenenfalls Waschen und 
Desinfizieren der Eier hat in einem Raum zu ge-
schehen, der von dem Raum, in dem die Eier auf-
geschlagen werden, getrennt ist; das Verpak-
kungsmaterial darf nicht in den Raum gebracht 
werden, in dem das Aufschlagen stattfindet; 

3. die Eier sind in dem in Kapitel II Ziffer 4 genann-
ten Raum aufzuschlagen; Knickeier gemäß Kapi-
tel IV Ziffer 2 Buchstabe b) sind umgehend zu 
verarbeiten. 

4. Verunreinigte Eier sind vor dem Aufschlagen zu 
reinigen; dies hat in einem Raum zu geschehen, 
der von dem Raum, in dem die Eier aufgeschlagen 
werden, oder jedem anderen Raum, in dem mit 
kontaminierungsgefährdetem Eiinhalt umgegan-
gen wird, getrennt ist; die Reinigungsverfahren 
müssen so beschaffen sein, daß sie die Kontami-
nierung oder sonstige Beeinträchtigung des Eiin-
halts verhindern; die Schalen müssen zum Zeit-
punkt des Aufschlagens hinreichend trocken sein, 
damit Reste des Reinigungswassers nicht mit dem 
Eiinhalt in Berührung kommen; 

5. Eier, die nicht von Hühnern, Truthühnern oder 
Perlhühnern stammen, sind im Bet rieb getrennt 
zu befördern und zu verarbeiten; vor Wiederauf-
nahme der Verarbeitung der von Hühnern, Trut-
hühnern oder Perlhühnern stammenden Eier sind 
sämtliche Geräte und Einrichtungen zu reinigen 
und zu desinfizieren; 

6. das Aufschlagen hat unabhängig von dem dabei 
angewandten Verfahren so zu erfolgen, daß eine 
Kontaminierung des Eiinhalts möglichst vermie-
den wird; das massenweise Aufschlagen von Ei- 

1 ) ABl. Nr. L 314 vom 8. Dezember 1977, S. 17 
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ern ist unzulässig; der Anfall von Schalen- oder 
Membranresten ist auf ein Minimum zu beschrän-
ken und darf die Menge nach Kapitel VI Ziffer 4 
nicht übersteigen; 

7. nach dem Aufschlagen sind alle Teile des Eipro-
dukts unverzüglich einer Behandlung zuzufüh-
ren; bei der Wärmebehandlung wird eine geeig-
nete Zeit-Temperatur-Kombination angewandt, 
um etwaige im Eiprodukte vorhandene patho-
gene Mikroorganismen zu beseitigen; während 
der Wärmebehandlung sind die Temperaturen 
ständig aufzuzeichnen; die Aufzeichnungen über 
jede Partie, die einer Behandlung unterzogen 
wurde, sind aufzubewahren und gegebenenfalls 
der zuständigen Behörde vorzulegen; unzurei-
chend behandelte Partien sind einer erneuten Be-
handlung zu unterziehen; sofern sie für den 
menschlichen Verzehr bestimmt sind; 

8. erfolgt die Behandlung nicht umgehend nach 
dem Aufschlagen, so ist der Eiinhalt unter ausrei-
chend hygienischen Bedingungen entweder ge-
froren oder bei einer Temperatur von höchstens 
4 °C zu lagern; die Lagerzeit bei 4 °C darf 
48 Stunden nicht überschreiten; 

9. Eiprodukte, die in einem zugelassenen Betrieb ge-
wonnen wurden, können in einem anderen zuge-
lassenen Betrieb einer Behandlung unterzogen 
werden, sofern folgende Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Eiprodukte müssen sofort nach ihrer Gewin-
nung entweder tiefgefroren oder auf eine Tem-
peratur abgekühlt werden, die 4 °C  nicht über-
schreitet; in letzterem Falle sind sie am Bestim-
mungsort binnen 48 Stunden nach dem Auf-
schlagen einer Behandlung zu unterziehen; 

b) sie sind gemäß den Bestimmungen dieser 
Richtlinie in Behältnisse abzufüllen, zu beför-
dern und weiterzuverwenden; 

c) sie sind gemäß den Bestimmungen von Kapi-
tel XI zu etikettieren; die A rt  der Waren ist 
dabei wie folgt anzugeben: „nichtpasteurisier-
tes Eiprodukt — am Bestimmungsort zu behan-
deln". 

10. Die weitere Verarbeitung nach der Behandlung 
ist so durchzuführen, daß eine erneute Kontami-
nierung der Eiprodukte ausgeschlossen ist; insbe-
sondere sind flüssige oder konzentrierte Pro-
dukte, die sich nicht durch Stabilisierung bei Um-
gebungstemperatur halten, sofort oder nach ei-
nem Gärungsprozeß auf eine Temperatur abzu-
kühlen, die 4 °C nicht überschreitet; einzufrie-
rende Produkte sind unmittelbar nach der Be-
handlung einzufrieren; 

11. die Eiprodukte sind auf den in dieser Richtlinie 
vorgeschriebenen Temperaturen zu halten, bis sie 
zu anderen Nahrungsmitteln weiterverarbeitet 
werden. 

KAPITEL VI 

Spezifische Anforderungen an  die Endprodukte 

1. Jede Partie der Eiprodukte wird einer mikrobiolo-
gischen Untersuchung unterzogen, um zu gewähr-
leisten, daß die unter dieser Ziffer genannten mi-
krobiologischen Kriterien erfüllt sind: 

a) Salmonellae: Nachweis des Nichtvorhanden-
seins an  25 g oder ml der Eiprodukte; n = 10, 
c = 0, m = 0; 

b) weitere Kriterien: 

aerobe mesophyle Bakterien: n = 5, c = 2, 
m = 104 , M = 105  in 1 g oder 1 ml; 

enterobacteriaceae: n = 5, c = 2, m = 10, 
M = 102  in 1 g oder 1 ml.  

Für vorstehende Buchstaben gelten folgende 
Definitionen: 

n = Anzahl der Einzelproben innerhalb einer 
Gesamtprobe; 

m = Schwellenwert für die Bakterienzahl; das 
Ergebnis der Gesamtprobe ist als befriedi-
gend anzusehen, wenn bei allen Einzel-
proben m nicht überschritten wird. 

M = Grenzwert für die Bakterienzahl; das Er-
gebnis der Gesamtprobe ist als unbefrie-
digend anzusehen, wenn bei einer oder 
mehreren Einzelproben M erreicht oder 
überschritten wird. 

c = Anzahl der Einzelproben mit Bakterien-
zählungswerten zwischen m und M, bei 
der das Ergebnis der Gesamtprobe noch 
als ausreichend anzusehen ist, wenn bei 
den übrigen Einzelproben m nicht über-
schritten wird. 

2. Der Gehalt der unverände rten Eiprodukte an 3-
OH-Buttersäure darf 10 mg/kg Trockenstoff nicht 
überschreiten. 

3. Zur Gewährleistung hygienischen Umgangs mit 
den Eiern oder Eiprodukten vor der Behandlung 
gelten folgende Höchstnormen: 

a) der Milchsäuregehalt der Eiprodukte darf 
1 000 mg/kg Trockenstoff nicht überschreiten 
(gilt nur für unbehandelte Eiprodukte); 

b) der Succinsäuregehalt der Eiprodukte darf 
25 mg/kg Trockenstoff nicht überschreiten. 

4. Reste von Schalen, Membranen und anderen Teil-
chen in den Eiprodukten dürfen 100 mg/kg nicht 
überschreiten. 

Die Methoden sowie gegebenenfalls Probeentnah-
mepläne und Analyse-Toleranzwerte für die Überprü-
fung der Einhaltung der in diesem Kapitel genannten 
Kriterien werden nach dem Verfahren des Artikels 15 
festgelegt. 
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KAPITEL VII 

Gesundheitsüberwachung bei der Herstellung 

1. Die Betriebe unterliegen der Überwachung durch 
die zuständige Behörde. 

Diese Überwachung umfaßt alle erforderlichen 
Kontrollmaßnahmen, um zu gewährleisten, daß 
der Hersteller der Eiprodukte die Anforderun-
gen dieser Richtlinie einhält. Insbesondere 
werden folgende Kontrollmaßnahmen durchge-
führt: 

— Überwachung des Verzeichnisses über Her-
kunfts- und Bestimmungsort der Eier und Ei-
produkte sowie des in Artikel 4 dritter Gedan-
kenstrich genannten Verzeichnisses; 

— Untersuchung der zur Herstellung von Eipro-
dukten bestimmten Eier auf Genußtauglich-
keit; 

— Kontrolle der Eiprodukte beim Ausgang aus 
dem Betrieb; 

Prüfung der Sauberkeit der Räume, Einrich-
tungsgegenstände und Arbeitsgeräte sowie der 
Einhaltung der Hygienevorschriften für das Per-
sonal; 

— Entnahme aller notwendigen Proben zur Durch

-

führung von Laboruntersuchungen, um sicher-
zustellen, daß die Eier und Eiprodukte den An-
forderungen dieser Richtlinie entsprechen; die 
Ergebnisse dieser Kontrollen werden in ein Ver-
zeichnis eingetragen und dem Hersteller der 
Eiprodukte mitgeteilt. 

2. Auf Anordnung der zuständigen Behörde hat der 
Hersteller der Eiprodukte die Häufigkeit der Labo-
runtersuchungen gemäß Artikel 4 erster Gedan-
kenstrich zu verstärken, sofern dies für die hygie-
nische Herstellung der Eiprodukte als notwendig 
erachtet wird. 

KAPITEL VIII 

Abfüllung der Eiprodukte in Behältnisse 

1. Das Abfüllen der Eiprodukte in Behältnisse muß 
unter zufriedenstellenden hygienischen Bedingun-
gen erfolgen, so daß jegliche Beeinträchtigung der 
Eiprodukte vermieden wird. 

Die Behältnisse müssen alle hygienischen Bedin-
gungen erfüllen, insbesondere: 

— dürfen sie die organoleptischen Eigenschaften 
der Eiprodukte nicht verändern; 

— dürfen sie auf die Eiprodukte keine für den 
Menschen schädlichen Stoffe übertragen; 

— müssen sie ausreichend fest sein, um einen 
wirksamen Schutz der Eiprodukte zu gewähr-
leisten. 

2. Der Raum zur Lagerung der Behältnisse muß frei 
von Staub und Ungeziefer sein; das Material für 

Einwegbehältnisse darf nicht auf dem Fußboden 
gelagert werden. 

3 Für Eiprodukte verwendete Behältnisse müssen 
vor dem Einfüllen sauber sein; Mehrwegbehält-
nisse müssen vor dem Einfüllen gereinigt, desinfi-
ziert und gespült werden. 

4 Dief hygienische `Weise r 4 Die Behaltnisse müssen auf hygienische Weise in 
den Arbeitsraum verbracht und unverzüglich ver-
wendet werden. 

5. Sofort nach dem Einfüllen müssen die Behältnisse 
verschlossen und in die Lagerräume gemäß Kapi-
tel II verbracht werden. 

6. Für Eiprodukte benutzte Behältnisse können erfor-
derlichenfalls für andere Nahrungsmittel verwen-
det werden, sofern dies zu keiner Beeinträchtigung 
der Eiprodukte führt. 

7. Behältnisse, die zur Beförderung von Eiprodukten 
in Großmengen verwendet werden, müssen hygie-
nisch einwandfrei sein und insbesondere folgen-
den Anforderungen entsprechen: 

— ihre Innenwände und anderen Teile, die mit 
dem Eiprodukt in Berührung kommen, müssen 
aus Material bestehen, das glatt, korrosionsbe-
ständig, leicht zu reinigen und zu desinfizieren 
ist; es darf an das Eiprodukt keine Stoffe in einer 
Menge abgeben, die die menschliche Gesund-
heit gefährdet, die Zusammensetzung des Ei-
produkts verändern oder seine organolepti-
schen Eigenschaften beeinträchtigen kann; 

sie müssen so beschaffen sein, daß das Eipro-
dukt vollständig entfernt werden kann; sind die 
Behältnisse mit Hähnen versehen, so müssen 
diese sich leicht abnehmen, zerlegen, reinigen 
und desinfizieren lassen; 

sie müssen sofort nach jedem Gebrauch und, 
soweit erforderlich, vor jedem erneuten Ge-
brauch gereinigt, desinfiziert und gespült wer-
den; 

sie müssen nach dem Einfüllen, während des 
Transports und bis zur Verwendung der Eipro-
dukte angemessen dicht verschlossen sein; 

— sie können zum Transport  anderer Nahrungs-
mittel verwendet werden, sofern dies zu keiner 
Beeinträchtigung der Eiprodukte führt. 

KAPITEL IX 

Lagerung 

1. Eiprodukte müssen in den in Kapitel II Ziffer 1 vor-
gesehenen Räumen gelagert werden. 

2. Eiprodukte, für die bestimmte Lagertemperaturen 
einzuhalten sind, müssen auf diesen Temperaturen 
gehalten werden; die Lagertemperaturen sind auf- 
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zuzeichnen und das Kühltempo muß so sein, daß 
das Produkt die erforderlichen Temperaturen mög-
lichst bald erreicht; die Behältnisse müssen so gela-
gert werden, daß die Luft um die Behältnisse frei 
zirkulieren kann. 

KAPITEL X 

Beförderung 

1. Fahrzeuge und Behältnisse für die Beförderung 
von Eiprodukten müssen so gebaut und ausgestat-
tet sein, daß die in dieser Richtlinie vorgesehenen 
Temperaturen während der gesamten Beförde-
rungsdauer eingehalten werden können. 

2. Die Eiprodukte müssen so versandt werden, daß sie 
während der Beförderung vor allen schädlichen 
Einflüssen angemessen geschützt sind. 

KAPITEL XI 

Kennzeichnung der Eiprodukte 

Jede Sendung von Eiprodukten, die den Betrieb ver-
läßt, muß mit einem Etikett gekennzeichnet sein, das 
folgende Angaben enthält: 

a) die Bezeichnung des Erzeugnisses, einschließlich 
der Geflügelart, von der die Eier stammen; 

b) die amtliche Veterinärkontrollnummer des Be-
triebs; 

c) die Anfangsbuchstaben des Erzeugerlandes, d. h. 
einen der folgenden Buchstaben: 

B — D — DK — F — GR — IT — IRL — L — NL — P 
— SP — UK; 

d) eine der folgenden Abkürzungen: CEE — EEG — 
EWG — EEC — EOF oder EOK; 

e) die Temperatur, auf der die Eiprodukte gehalten 
werden müssen, und die Zeitdauer, während der so 
ihre Haltbarkeit gewährleistet ist; 

f) die Partienummer; 

g) den Bestimmungsort. 

Das Etikett ist deutlich sichtbar in auffälliger, dauer-
hafter und leicht leserlicher Schrift von mindestens 
2 cm Höhe anzubringen. 

Beim Transport brauchen die Angaben a), e), f) und g) 
nicht auf dem Etikett zu stehen, sofern sie eindeutig 
aus den Beförderungspapieren hervorgehen. 

Die Genußtauglichkeitskennzeichnung hat in der 
bzw. den Amtssprachen des Bestimmungslandes zu 
erfolgen. 

Finanzbogen betreffend: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Regelung 
gesundheitlicher Fragen bei der Herstellung und Ver-
marktung von Eiprodukten 

1) Haushaltstelle: III B 382 	Bezeichnung: 
Landwirtschaftliche 
Kontrollmaßnahmen 

2) Rechtsgrundlage: Artikel 43 EWGV 

3) Einstufung: nichtobligatorische Ausgabe 

4. Ziele der Maßnahme und Beschreibung des Vor-
habens: Errichtung eines gemeinschaftlichen 
Überwachungssystems für die in der Gemein-
schaft und in Drittländern ansässigen Hersteller-
betriebe von Eiprodukten für den Gemein-
schaftsmarkt. 

5. Berechnungsweise: 

5.1. Art der Ausgabe: Kosten der Kontrolle durch ge-
meinschaftliche oder nationale Sachverständige 

5.2. Anteil der Gemeinschaftsfinanzierung: 100 % der 
Kosten der betreffenden Kontrollen 

5.3. Berechnung: 30 000 ECU/Jahr unter Zugrunde-
legung der Kosten vergleichbarer Kontrollen ge-
mäß der Richtlinie 72/462/EWG 

6. Finanzielle Auswirkung auf die operationellen 
Mittel: 

6.1. Fälligkeitsplan der Verpflichtungs-/Zahlungser-
mächtigungen 

Haushaltsjahr 	Nicht getrennte Mittel  

1987 
1988 	 30 000 
1989 	 30 000 
1990 	 30 000 
1991 	 30 000 

6.2. Finanzierung während des laufenden Haushalts-
jahres: Nicht erforderlich 

7. Anmerkungen: Zur Durchführung des Vor-
schlags benötigt die Kommission eine zusätzliche 
A7-Stelle. Dieses Erfordernis ist im Rahmen des 
Gleitplanes zu prüfen. 
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Begründung 

Bei der Herstellung und Vermarktung von Eiproduk-
ten in der Gemeinschaft stellen sich mehrere techni-
sche Probleme, die im wesentlichen durch die hohe 
Verderblichkeit und Kontaminierbarkeit dieser Er-
zeugnisse bedingt sind. 

Es ist daher von großer Bedeutung, daß Gewinnung, 
Wärmebehandlung, weitere Bearbeitung, Abfüllen, 
Lagerung und Beförderung der Eiprodukte in allen 
Mitgliedstaaten einheitlich geregelt werden, um eine 
Gefährdung der menschlichen Gesundheit auszu-
schließen. 

Zu diesem Zweck müssen die Bet riebe zugelassen 
sein sowie einer Überwachung unterliegen. 

Die nachfolgenden Vorschriften gelten für alle Eipro-
dukte, die in der Gemeinschaft vermarktet werden. 
Nach Verabschiedung des Vorschlags dürften daher 
für Eiprodukte keine gesundheitlichen Handels-
hemmnisse mehr bestehen, so daß ein Beitrag zur Ver-
wirklichung des Binnenmarktes in diesem Sektor ge-
leistet wird. 

Gleichfalls dürfte das reibungslose Funktionieren der 
gemeinsamen Marktorganisation für Eier 1 ) und der 
gemeinsamen Handelsregelung für Eieralbumin und 
Milchalbumin 2) gefördert werden. 

1) Verordnung (EWG) Nr. 2771/75 des Rates vom 29. Oktober 
1975; ABl. Nr. L 282 vom 1. November 1975, S. 49 

2) Verordnung (EWG) Nr. 2783/75 des Rates vom 29. Oktober 
1975; ABl. Nr. L282 vom 1. November 1975, S. 104. 
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Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Götte 

Der Richtlinienvorschlag der EG-Kommission wurde 
gemäß § 93 der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages mit Sammelliste vom 3. April 1987 
—Drucksache 11/138 — Nummer 3.138 an  den Aus-
schuß für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
federführend sowie an den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten zur Mitberatung überwie-
sen. 

Der Richtlinienvorschlag dient dem vorbeugenden, 
EG-weiten Verbraucherschutz vor der Verwendung 
verdorbener, bebrüteter, verschmutzter oder sonst un-
geeigneter Eier zur Herstellung von Eiprodukten. Er 
enthält insbesondere Regelungen der allgemeinen 
und speziellen Herstellungshygiene bei Eiprodukten 
sowie Anforderungen an deren mikrobielle und rück-
standsmäßige Beschaffenheit. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat in seiner Sitzung am 22. Mai 1987 dem 
federführenden Ausschuß empfohlen, die Vorlage zur 
Kenntnis zu nehmen. Zugleich hat der mitberatende 
Ausschuß in diesem Zusammenhang die Mißbräuche 
bei der Verwendung von bebrüteten Eiern in der Le-
bensmittelherstellung diskutiert und insoweit in ei-
nem Schreiben an den Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten die Bundesregierung auf-
gefordert, 

— sicherzustellen, daß Impo rte von Flüssigei und son-
stigen Eiprodukten aus Drittländern den deut-
schen Auflagen im Sinne eines gesundheitlichen 
Verbraucherschutzes gerecht werden, 

— verschärfte Kontrollen an den deutschen Grenzen 
durchzuführen, 

— stärkere Kontrollen bei Herstellern, Vermarktern 
und Verarbeitern von Eiprodukten zu erwirken, 

— im Rahmen einer Vereinheitlichung des europäi-
schen Kontrollsystems die hohen deutschen Si-
cherheitsstandards im gesamten EG-Bereich 
durchzusetzen. 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit hat die Vorlage in seiner 
7. Sitzung am 7. Oktober 1987 beraten. Dabei haben 
die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP den 
Richtlinienvorschlag begrüßt und sich für eine kurzfri-
stige Verabschiedung der vorgeschlagenen Regelung 
ausgesprochen. In der gemeinsam vorgeschlagenen 
Beschlußempfehlung haben sie darüber hinaus einige 
Produkte hervorgehoben, deren Regelung in dem an-
gesprochenen Sinne sie für besonders wichtig halten; 
zum Teil enthalten diese Einzelempfehlungen auch 
Verschärfungen gegenüber der Kommissionsvorlage. 
Eine Ergänzung der von der Kommission vorgeschla-
genen Regelung haben die Antragsteller vor allem im 
Hinblick auf die Trennung von Lebensmittelbetrieben 
und Betrieben zur Herstellung technischer Eipro-
dukte für erforderlich gehalten. 

Der Ausschuß hat mit der Mehrheit der Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP beschlossen, 
dem Deutschen Bundestag die o. g. Beschlußempfeh-
lung vorzulegen. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat sich der Stimme ent-
halten. Der Richtlinienvorschlag enthalte zwar einige 
Verbesserungen und werde deshalb auch nicht abge-
lehnt, bekämpfe aber nur einzelne Symptome und sei 
letztlich nicht geeignet, Mißbräuche in der Zukunft 
auszuschließen. Nach Auffassung der Fraktion wäre 
es besser, generell vorzuschreiben, daß nur frische 
Eier zur Lebensmittelzubereitung verwandt werden 
dürften. 

Bonn, den 14. Oktober 1987 

Frau Dr. Götte 

Berichterstatterin 

 


